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TOP II.3  Strafrechtliche Verfolgung so genannter neuer 

psychoaktiver Substanzen 

  - JMK 032 -  

 

Berichterstattung: Baden-Württemberg, Bayern 

 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister sind sich einig, dass der 

Konsum von so genannten neuen psychoaktiven Substanzen (NPS) 

unkalkulierbare gesundheitliche Schäden hervorrufen kann und ein 

effektiver und umfassender Schutz der Gesundheit von Konsumentinnen 

und Konsumenten wesentlich davon abhängt, dass die Herstellung und 

der Vertrieb dieser Substanzen wirksam unterbunden werden. Hierfür 

bedarf es strafrechtlicher Sanktionsmöglichkeiten. 

 

2. Mit dem Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) vom 

10. Juli 2014 zur Frage der Einstufung von NPS als Arzneimittel ist eine 

Strafbarkeitslücke offenkundig geworden. 

 
3. Die Justizministerinnen und Justizminister bitten den Bundesminister der 

Justiz und für Verbraucherschutz, im Benehmen mit dem federführenden 

Bundesminister für Gesundheit Regelungsvorschläge vorzulegen, etwa 

zur Einführung einer Stoffgruppenstrafbarkeit. 

 


